








Verbandsnachrichten 3/2013Verbandsnachrichten 3/2013

FSB Gmbh | Fachistitut für Steuerrecht und Betriebswirtschaft

Das Programm der FSB GmbH für das 2. 
Halbjahr 2013 steht für Sie auf unserer 
Homepage bereit.

Folgende Seminare beginnen bereits im 
August 2013:

06. 08.– 29. 08. 2013
A 1318 – Einkommensteuer – Teil 1

12. 08. 2013
K 1336 – ABC der Künstlersozialabgaben

12. 08. 2013
M 1351 – Praxisprobleme Anlage KAP

13. 08.– 26. 09. 2013
A 1316 – Umsatzsteuer

19. 08. 2013
K 1363 – Die Besteuerung der Immobilie – 
grenzüberschreitend

19. 08.– 09. 09. 2013
M 1348 – Gewerbesteuer – oft unterschätzt!

22. 08. 2013
M 1332 – Aktuelles Bilanzsteuerrecht

23. 08. 2013
K 1376 – Aktuelle Entwicklungen in der Wirt-
schaftsprüfung		

26. 08. 2013
K 1364 – Inbound Steuerrecht

27. 08. 2013
K 1374 – Umsatzsteuer im Immobilienbe-
reich	

28. 08. 2013
K 1353 – Verlustnutzung im Steuerrecht	

29. 08. 2013
K 1377 – Dauerbrenner: Geldwerte Vorteile

SO ERREICHEN SIE 
DIE MITARBEITER /  
INNEN DER FSB GMBH
Dipl.-Kfm. Wirt-Ing. Wolfgang Wehmeier 
Geschäftsführer
Tel.: 030/8871 93-0
E-Mail: wehmeier@fsb-fachinstitut.de

Dr. Kerstin Graupner-Mayer 
Prokuristin
Tel.: 030/8871 93-13
E-Mail: graupner@fsb-fachinstitut.de

Brit Jurkschat 
Sachbearbeiterin 
Tel.: 030/8871 93-15
E-Mail: jurkschat@fsb-fachinstitut.de 

Inge Wehmeier 
Sachbearbeiterin Rechnungswesen
Tel.: 030/8871 93-16
E-Mail: iwehmeier@fsb-fachinstitut.de

Programm 2. halbjahr 2013

IHRE ANZEIGE FÜR DIE VERBANDSNACHRICHTEN

KÖNNEN SIE PER FAX (030) 833 91 25
ODER BESSER PER E-MAIL CB-VERLAG@T-ONLINE.DE

AUFGEBEN.
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Vor dem Hintergrund des anstehenden Ur-
teils zur Ausweitung des Ehegattensplittings 
auf eingetragene Lebenspartnerschaften 
wird die Frage einer sachgerechten Ehe- und 
Familienbesteuerung im Zuge der begin-
nenden Wahlkämpfe politisch derzeit heiß 
diskutiert. Nach geltendem Recht erfolgt 
eine Besteuerung von Ehegatten als Er-
werbsgemeinschaft mittels Tarifbegünsti-
gung (Ehegattensplitting) und die Förderung 
der Familie durch den Familienleistungs-
ausgleich (Kindergeld / Kinderfreibeträge). 

Wie groß das Interesse an diesem Thema 
ist, bewies einmal mehr das Symposium des 
Deutschen Steuerberaterverbands e. V. am 
25. 04. 2013 in den Räumen des Steuerbera-
terverbandes Berlin-Brandenburg. In der 
ersten Hälfte der Veranstaltung erläuterten 
die Vertreter der politischen Parteien in 
kurzen Impulsreferaten ihre Haltung und 
Reformvorstellungen:

„Familienförderung zielgenau ausbauen“
Olav Gutting, MdB und Mitglied des Finanz-
ausschusses des Deutschen Bundestags 
sprach sich für die  CDU/CSU-Fraktion für 
den Erhalt des Ehegattensplittings aus. Bei 
einem Familiensplitting stecke „der Teufel 
im Detail“. Das in Frankreich bereits prak-
tizierte Familiensplitting führe im Ergebnis 
zu keiner Entlastung gegenüber dem der-
zeitigen deutschen Steuerniveau. Eine Ab-
schaffung des Ehegattensplittings begegne 
verfassungsrechtlichen Bedenken, wäre ein 
Vertrauensbruch und nur mit komplizierten 
Übergangslösungen zu realisieren. Statt-
dessen wolle die CDU/CSU die Familienför-
derung „zielgenau“ ausbauen.

„Steuer allein schützt die Familie nicht“
Für die SPD forderte die finanzpolitische 
Sprecherin Ingrid Arndt-Brauer, MdB eben-
falls die Beibehaltung des Ehegattensplit-
tings für bestehende Ehen. Die große Mehr-
heit der Bevölkerung (81 %) sei gegen eine 

Abschaffung. Sie räumte allerdings ein, das 
Wahlprogramm der SPD gebe ihre Haltung 
nicht wider. Frau Arndt-Brauer plädierte für 
eine Beschränkung des Kinderfreibetrages 
(„nach oben was abschneiden“) und eine 
Erhöhung des Kindergeldes im „mittleren 
Bereich“. Sie sprach sich gegen ein Famili-
ensplitting aus, forderte jedoch die Gleich-
stellung der eingetragenen Lebenspartner-
schaften auch bei der Einkommensteuer.

„Was ist eine zeitgemäße Familie?“
Diese Frage stellte Dr. Volker Wissing, MdB 
(stellvertretender Vorsitzender der FDP) 
seinem Kurzvortrag voran und plädierte für 
die uneingeschränkte Beibehaltung des 
Ehegattensplittings. Dieses sei keine Len-
kungsnorm, es garantiere vielmehr die vol-
le Organisationsfreiheit in der Ehe. Der Staat 
habe sich an dieser Stelle herauszuhalten; 
das Ehegattensplitting wirke letztlich neu-
tral und stelle die Ehe lediglich mit anderen 
Erwerbsgemeinschaften gleich. Ein Fami-
liensplitting sei dagegen nicht geboten, da 
Eltern mit ihren Kindern keine Erwerbsge-
meinschaft bilden („Kinderarbeit ist verbo-
ten.“). Ebenso sei ein von anderen Parteien 
gefordertes begrenztes Realsplitting falsch 
und verfassungsrechtlich bedenklich. Dr. 
Wissing wies abschließend darauf hin, dass 
das Ehegattensplitting mit dem gesetzlichen 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft kor-
respondiere. Eine Abschaffung hätte zwin-
gend eine Novellierung des Güterstands-
rechts zur Folge. Bei der Entlastung von 
Kindern fordere die FDP die „überfällige“ 
Anhebung der Kinderfreibeträge auf das 
Niveau des Grundfreibetrages.

„Entprivilegierung der Ehe“ 
Dr. Barbara Höll, MdB (steuerpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.) be-
zeichnete daraufhin die Alleinverdiener-Ehe 
als „Auslaufmodell“. Erklärtes Ziel ihrer 
Partei sei es, das Ehegattensplitting abzu-
schaffen. Stattdessen solle der Grundfrei-

betrag in Familien übertragbar sein und das 
Kindergeld als Grundsicherung „entwickelt“ 
werden.

„Kindergrundsicherung wichtiger als 
Ehegattensplitting“
Lisa Paus, MdB (Obfrau im Finanzausschuss 
des Deutschen Bundestags) wies für Bünd-
nis 90 / Die Grünen daraufhin, dass ihre Par-
tei sich schon immer für die Abschaffung 
des Ehegattensplittings eingesetzt habe; 
54 % der Ehen in Deutschland seien kinder-
los. Stattdessen solle der Splittingvorteil 
bis zu einem Einkommen von 60.000 Euro 
erhalten bleiben und eine Kindergrundsi-
cherung steuerlich verankert werden. Die 
Gleichstellung der eingetragenen Le-
benspartnerschaften sei überfällig.

Im zweiten Teil der Veranstaltung entbrann-
te eine kontroverse Diskussion zwischen 
den Vertretern der politischen Parteien und 
dem engagierten Publikum. Der facetten-
reiche Austausch über die unterschiedlichen 
Reformvorstellungen der Bundestagsfrak-
tionen zeigte sehr deutlich, wie vielschich-
tig eine am Leistungsfähigkeitsprinzip aus-
gerichtete und zugleich die vielfältigen 
Familienformen aufgreifende Steuerpolitik 
ist.

Aus dem Kreis der Zuhörer wurde darauf 
hingewiesen, dass die zunehmend überal-
ternde Gesellschaft mit entsprechendem 
Pflegebedarf bei Reformen nicht unberück-
sichtigt bleiben dürfe. Es wurde unter Hin-
weis auf § 33 a EStG angemerkt, dass die von 
der Opposition geforderte Individualbesteu-
erung unter gegenseitiger Berücksichtigung 
von Unterhaltspflichten bzw. mit Übertrag-
barkeit des Existenzminimums für nicht 
verheiratete Paare in Haushaltsgemein-
schaft längst existiere. Eine Abschaffung 
des Ehegattensplittings sei letztlich eine 
satte Steuererhöhung mit weitreichenden 
Folgen für den Arbeitsmarkt. Ein Teilnehmer 

Wie zeitgemäSS ist die Ehe- und Familienbesteuerung?

DSTV & Landesverbände
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STELLUNGNAHMEN
02. 05. 2013
Entwurf eines BMF-Schreibens zu den 
„Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung 
und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeich-
nungen und Unterlagen in elektronischer 
Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)“ 

29. 04. 2013
1 BvL 21/12 – Verfassungsrechtliche Prü-
fung, ob § 19 Abs. 1 ErbStG in der im Jahr 
2009 geltenden Fassung i. V. m. §§ 13 a, 13 b 
ErbStG gegen den allgemeinen Gleichheits-
satz (Art. 3 Abs. 1 GG) verstößt – Ausset-
zungs- und Vorlagebeschluss des Bundes-
finanzhofs vom 27. 09. 2012, Az.: II R 9/11 – 

22. 04. 2013
Gemeinsame Eingabe des DStV und des DAV: 
PartGmbB

Die aktuellen Stellungnah-
men sind auf der Homepage 
des DStV (www.dstv.de) unter 
Interessenvertretung im 
Wortlaut abzurufen.

schlug im Falle der Abschaffung bereits 
erste Gestaltungsmodelle mit wechselsei-
tigen Verträgen zwischen Eheleuten vor und 
demonstrierte damit eindrucksvoll die sich 
in Folge ergebenden Probleme, die mit einer 
weiter ausufernden Bürokratie bei der Fi-
nanzverwaltung einher gehen dürfte. Be-
sonders hervorgehoben wurde, dass bei 
einer Einführung einer Individualbesteue-
rung zwingend eine entsprechende Anpas-
sung des Sozialrechts (beispielsweise durch 
Abschaffung der Mitversicherung und Ein-
führung einer Bürgerversicherung) erfor-
derlich sei.

Einen breiten Raum nahm schließlich die 
Frage ein, wie die erheblichen Einschrän-
kungen von Alleinerziehenden steuerlich zu 
berücksichtigen seien. Dabei wurde der 
derzeitige Entlastungsbetrag als viel zu 
niedrig erachtet. Eine verwitwete Teilneh-
merin mit zwei Kindern rechnete vor, dass 
die Steuerbelastung nach dem Tod ihres 
Mannes um jährlich 7.000 Euro höher sei, 
als wenn statt des Mannes eines der Kinder 
verstorben wäre. In diesem Zusammenhang 
wurde auf ein beim Niedersächsischen Fi-
nanzgericht anhängiges Musterverfahren 
(7 K 114/10) und eine Nichtzulassungsbe-
schwerde gegen ein Urteil des Sächsischen 
Finanzgerichts beim BFH (III B 2/13) verwie-
sen.

Bei den eingetragenen Lebenspartnern wa-
ren sich alle Diskutanten weitestgehend 
einig, dass es für diese Familienform einen 
für Ehegatten vergleichbaren Steuertarif 
geben muss. 

Doris Holzinger, StB
Michael von Arps-Aubert, StB FB IStR
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Eine organisatorische Bitte:
Bitte vermerken Sie bei Antworten auf 
Chiffreinserate auf dem Umschlag deutlich 
die Chiffre-Nummer. Bitte senden Sie Ihre 
Antwort ausschließlich an die Geschäfts-
stelle des Verbandes:
Steuerberaterverband 
Berlin-Brandenburg
Littenstraße 10, 10179 Berlin

ZUSAMMENARBEIT /
KOOPERATION
Spezialberater: Kollege bietet Kooperation 
in schwierigen Fällen bei Gestaltungs- und 
Abwehrberatung: Unternehmenskauf/-
verkauf, alle Umwandlungen, Unternehmens
nachfolge, gewerbliche Immobilieninvesti-
tionen, Betriebsaufspaltungen: 
www.haraldwieser.de

Erfahrener und flexibler Steuerberater/
vBP übernimmt Urlaubs- u. Krankheitsver-
tretung bei längerer Abwesenheit, auch 
Honorararbeiten, ggf. Beteiligung von 
überlasteten Kollegen.
Jürgen Kunz vBP/Steuerberater, Tel.: 030 / 
333 44 56

PRAXISVERKAUF
Steuerberaterin mit eigener Kanzlei in Ber-
lin-Mitte sucht 

Kanzlei zum Kauf 
mit einem Jahresumsatz bis ca. 250.000,– €.
Kontaktaufnahme unter Chiffre 201303 an 
die Geschäftsstelle.

Wir verkaufen aus Altersgründen ABUS-
Steuerberatungsgesellschaft mbH am Ran-
de Berlins, in 15345 Eggersdorf.
Jahresumsatz 250 T €, Mitarbeiter vorhanden
Kontaktaufnahme: Rückfragen unter 
Tel. 03341/48186 
Auskunft erteilt Hr. Marschke

BÜRORÄUME
StB – RA – WP – Kanzlei bietet ab sofort 
2  Räume in Bürogemeinschaft, Rankestr. 8 
(Charlottenburg) nahe Ku d́amm, an. 2 x ca. 
20 m². Mitbenutzung des Konferenzraums, 
Küche, WC, DSL
Kontakt, Ansprechpartnerin:
Frau Buchaly
Tel. 030/ 8856070, 
kanzlei@hch-online.de

SONSTIGES
Verkaufe Deutsches Steuerrecht 1989 – 2009 
(36 Bände) und Deutsches Steuerrecht Ent-
scheidungsdienst 1997– 2009 (13 Bände).
Preis: 10 € pro Band, jedoch jeweils 20,00 € 
für die Ganzjahresbände Deutsches Steu-
errecht 1989 – 1994. Bei Gesamtabnahme: 
490,00 €.
Telefon: 030/7117738.

Steuerberater und ehemaliger BP-Leiter 
bauen Partnerschaftsgesellschaft mit star-
ker internationaler/unternehmensberater-
licher Ausrichtung neu auf. Wir suchen 
junge Steuerberater/innen, die in ein solches 
Netzwerk hineinwachsen und später die 
Gesellschaft verantwortlich weiterführen 
wollen.
Kontaktaufnahme unter Chiffre 201302 an 
die Geschäftsstelle.

Kanzleiführung mit 24 Std./ Woche
Fundierte Beratung durch
Dipl.-Bw. Beate Jacobeit
Steuerberaterin
Tel.: 030 / 450 87 90 
www.stb-jacobeit.com
E-Mail: info@stb-jacobeit.com

Insel Usedom – Ostseebad Bansin
Eines der 3-Kaiserbäder, Ferienvermietung 
eines neuen, komfortablen 1- oder 2-Zim-
mer-Appartements an der Strandpromena-
de, Schwimmbadbenutzung, Tiefgarage, 

Nichtraucher, Partnerschaft mit Golfhotel.
Rückfragen unter Tel./Fax.: 033203 / 2 51 69 
(privat) 

Urlaub im Ostseebad Dierhagen-Strand 
Tor zum Fischland-Darß – Vermietung von 
komfortablen 1- und 2-Zimmer-Nichtrau-
cher-Ferien-Appartements (Neubau), am 
Kurpark, ca. 200 m zum Ostseestrand
Kontaktaufnahme unter Tel.: 030 / 796 35 38

Ostseebad Kühlungsborn
– Erholung zu jeder Jahreszeit –
Komfortables 2-Zimmer-Appartement (ein-
schl. Pkw-Stellplatz) direkt am Strand, für 
2 Personen zu vermieten. 2,5 Fahrstunden 
von Berlin entfernt (auch für Kurzentschlos
sene). 
Rückfragen unter Tel.: 0 33 42 / 8 05 68 oder
www.kuehlungsborn-altmann.de

Tal der Loreley – St. Goar/Rhein
Großzügige Ferienwohnung mit Panorama-
fenstern zum Rhein und Burg Rheinfels. 2 
Schlafzimmer, Wohnzimmer mit Sitzecken 
und Essplatz sowie Küche, Bad, Balkon. 
Garagennutzung frei. Haustiere nach Ab-
sprache.
Kontaktaufnahme unter Tel.: 030 /  280 47 380

Praxis für Psychotherapie 
und Coaching
HPP Dipl.-Kfm. H.-J. Schwanke StB

Bietet Unterstützung

–	 in belastenden Lebenssituationen
–	 bei der Erschließung eigener Res-

sourcen
–	 bei Zielfindung und –erreichung
–	 zu konstruktiver Kommunikation 

in der Praxis und zu Hause

Tel: 030/7870 3090,
E-Mail: kontakt@hpp-schwanke.de

Inserate
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Das (Aller)letzte

Die Benutzung des Gäste-WCs in der Pri-
vatwohnung eines Betriebsprüfers ist nicht 
beruflich veranlasst. Kosten für die Reno-
vierung des WC sind daher steuerlich nicht 
absetzbar. Das häusliche Arbeitszimmer 
eines Betriebsprüfers ist nicht der Mittel-
punkt seiner gesamten beruflichen Betäti-
gung.

Der 9. Senat hat mit Urteil vom 21. 01. 2013 
(Az.: 9 K 2096/12) entschieden, dass der 
Betriebsprüfer eines Finanzamts weder die 
Kosten für sein Arbeitszimmer noch die 
Renovierungskosten für die daneben liegen-
de Toilette als Werbungskosten geltend 
machen kann.

Der Kläger ist Fachprüfer für geschlossene 
Immobilienfonds. Ihm stand in den Räumen 
des Finanzamts ein fester Arbeitsplatz zur 
Verfügung. Im Streitjahr 2008 renovierte er 
seine Privatwohnung (4 Zimmer, Küche, Bad 
mit WC und Gäste-WC) und richtete sich ein 
häusliches Arbeitszimmer ein. Mit seiner 
Klage machte er insbesondere die Kosten 
für die Renovierung seines Arbeitszimmers 
sowie seines Gäste-WC als Werbungskosten 
geltend. Nach dem von ihm geführten Toi-

lettentagebuch nutze er die Toilette ca. 9- bis 
10-mal täglich, davon 8- bis 9-mal beruflich. 
Es ergebe sich daher eine berufliche Toilet-
tennutzung von 73,58 %.

Das Finanzgericht wies die Klage ab. Weder 
die Aufwendung für das Arbeitszimmer noch 
die Aufwendungen für die Toilette seien 
Werbungskosten. Die für einen Betriebs-
prüfer prägenden Tätigkeiten übt er außer-
halb des häuslichen Arbeitszimmers im 
Außendienst aus. Daher ist das Arbeitszim-
mer nicht der Mittelpunkt seiner beruflichen 
Tätigkeit. Das gilt „erst recht“ für die Toilet-
te. Bei dieser handelt es sich nicht um einen 
betriebsstättenähnlichen Raum, sondern 
um das private Gäste-WC, das der Kläger 
auch während seiner Dienstzeit nutzt. Auf-
grund dieser Nutzung besteht kein beson-
derer beruflicher Zusammenhang.

Das Urteil ist inzwischen rechtskräftig.

Finanzgericht, Baden-Württemberg
Sprecherin für Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit
Pressemitteilung Nr. 9/2013 Stuttgart, den 
16. 05. 2013

Schwerpunktthema Fortbildungs-DVD:

 Fortbildung 
online

Mehr Infos unter www.teletax.de 

TeleTax, die Kompetenz Ihrer Steuerberaterverbände  
und DATEV in der steuerrechtlichen Praxis

DVD Grunderwerbsteuer I:

 � Kaufverträge und andere Rechtsgeschäfte

 � Verschaffung der Verwertungsbefugnis

 � Erwerbsvorgänge im Rahmen von                  
Umstrukturierungen

 � Grunderwerbsteuerliche Konzernklausel

Grunderwerbsteuer
DVD Grunderwerbsteuer II:

 � Wechsel im Gesellschafterbestand einer 
Personengesellschaft

 � Anteilsvereinigung und Anteilsübertragung

 � Grunderwerbsteuerliche Organschaft

 � Vermeidung der Doppelbesteuerung

Anzeige_Teletax_Grunderwerbsteuer_Phase 1.indd   1 24.05.2013   11:18:34

Toilette kein Arbeitszimmer
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Mit meiner Kanzlei 

bin ich sehr 

erfolgreich. Mit meiner 

Genossenschaft 

bleibe ich es.

Berufl ichen Erfolg erreichen Sie am besten gemeinsam 

mit Ihrer Genossenschaft. Denn mit Software und 

Serviceleistungen von DATEV bringen Sie Ihre Kanzlei 

dauerhaft nach vorne. Durch unser einzigartiges Beteili-

gungsmodell profi tieren Sie dabei in jeder Beziehung. 

Mehr Infos unter Tel. 0800 3283823.

www.datev.de/genossenschaft


